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Notarkosten fiir die Fertigung eines Testamentsent-
wurfs: Uber die vom Kostenschuldner gewiinschte Anord-
nung hinausgehende Entwurfserstellung; Geschaftswert
fur isolierte Anordnung einer Testamentsvollstreckung

Orientierungssatz

1. Geht ein notarieller Testamentsentwurf Gber eine vom Kostenschuldner gewunschte Anord-
nung einer Testamentsvollstreckung hinaus, so hat dies keine ErmaBigung der Gebihr auf 20
Euro gemaR Nr. 21300 KV GNotKG zur Folge. Zur Verwirklichung der Interessen des Kosten-
schuldners ist der Entwurf keineswegs ungeeignet, da die weiteren Verfliigungen Uber Erbein-
setzung und Erbnachfolge ohne weiteres gestrichen werden kénnen. Die Gebuhr bestimmt
sich nach Nr. 21303 KV GNotKG sowie nach § 92 Abs. 2 GNotKG fiir die Ubermittlung des voll-
standigen Urkundsentwurfs.(Rn.10)

2. Hinsichtlich der isolierten Anordnung der Testamentsvollstreckung entspricht es billigem Er-
messen, den Geschaftswert nach § 36 Abs. 1 GNotKG in Anlehnung an die Regelung des § 51
Abs. 2 GNotKG in Héhe von 3/10 des Nachlasswertes zu bestimmen.(Rn.12)

Verfahrensgang

vorgehend LG Stendal, 18. Mai 2017, 23 OH 6/16

Tenor
Die Beschwerde des Kostenschuldners gegen den Beschlul8 der 3. Zivilkammer
des Landgerichts Stendal vom 18. Mai 2017 wird zurlickgewiesen.
Der Kostenschuldner tragt die Kosten des Beschwerdeverfahrens.
Griinde
A.
1 Der Kostenschuldner suchte am 4. Juni 2015 die Kostenglaubigerin auf und winschte mit

Blick auf ein zu seinem Vermdgen gehdérendes Hausgrundstiick die Beurkundung der Ein-
setzung eines Testamentsvollstreckers. In der folgenden Zeit reichte er Unterlagen Uber
seine erbrechtlichen Verhaltnisse bei der Kostenglaubigerin ein. Diese fertigte daraufhin
einen Testamentsentwurf mit Regelungen nicht nur zur Testamentsvollstreckung, son-
dern auch zur Erbeinsetzung und zu Ersatzerbfolge, den sie dem Kostenschuldner Uber-
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sandte. Am 30. November 2015 verlangte der Kostenschuldner von der Kostenglaubige-
rin die Rlckgabe seiner Unterlagen. Zur Beurkundung eines Testamentes des Kosten-
schuldners kam es nicht.

Am 1. Dezember 2015 erteilte die Kostenglaubigerin dem Kostenschuldner flr ihre Ta-
tigkeit eine Kostenberechnung Uber eine volle GebUhr nach Nr. 21.303 KV GNotKG in Ho-
he von 192 €, die auf der Grundlage eines dem Wert des gesamten Vermdgens des Kost-
englaubigers entsprechenden Geschaftswertes von 60.000 Euro ermittelt wurde. Der da-
gegen gerichtete Antrag des Kostenschuldners auf gerichtliche Entscheidung hatte Er-
folg. Das Landgericht Stendal hob am 25. Juli 2016 die Kostenberechnung auf. Zur Be-
grindung ist ausgeflihrt, dass der Kostenschuldner der Kostenglaubigerin zwar einen Be-
urkundungsauftrag erteilt habe. Dieser sei indes auf die Beurkundung der Anordnung der
Testamentsvollstreckung beschrankt gewesen. Daher greife nicht die von der Kosten-
glaubigerin herangezogene Regelung des § 102 Abs. 1 GNotKG ein. Vielmehr mlsse die
Kostenglaubigerin den Geschaftswert gemaR § 36 Abs. 1 GNotKG nach billigem Ermes-
sen bestimmen, was sie bisher versaumt habe.

Die Kostenglaubigerin hat daraufhin am 3. August 2016 eine Kostenberechnung Uber
insgesamt 121,08 € erstellt. Darin ist wiederum eine volle Geblhr nach Nr. 21.303 KV
GNotKG, nunmehr allerdings aufgrund eines Geschaftswertes von 18.000 € und damit in
Hbéhe von 99 € angesetzt. Hinzu kommen eine Dokumentenpauschale nach Nr. 32.001
KV GNotKG, Entgelte fur Post-und Kommunikationsdienstleistungen (Nr. 32.004 KV GNot-
KG) und 19 v. H. Umsatzsteuer (Nr. 32.014 KV GNotKG). Wegen der weiteren Einzelhei-
ten wird auf die bei den Akten befindliche Ablichtung der Kostenberechnung (BI. 2 d. A.)
verwiesen.

Der Kostenschuldner hat am 23. August 2016 erneut um gerichtliche Entscheidung ge-
beten und beanstandet, dass der Testamentsentwurf der Kostenglaubigerin Gber die von
ihm allein gewiinschte Anordnung einer Testamentsvollstreckung hinausgehe. Am 22.
November 2016 bezahlte er zur Vermeidung der Vollstreckung und unter Aufrechterhal-
tung seines Antrages den geforderten Betrag.

Das Landgericht hat Stellungnahmen des Prasidenten des Landgerichts Stendal (BI. 8 f.
d. A.) und der Landernotarkasse (Bl. 23 bis 25 d. A.) eingeholt und den Antrag sodann
am 18.Mai 2017 zurtckgewiesen. Zur Begrindung ist ausgefihrt, die Kostenglaubige-
rin habe die Gebiihr fiir den nach Ubersendung eines Testamentsentwurfes vorzeitig be-
endeten Auftrag zur Beurkundung der Anordnung einer Testamentsvollstreckung zutref-
fend berechnet. Die GebUhr entfalle nicht deshalb, weil der Testamentsentwurf Uber die
von dem Kostenschuldner gewollte Anordnung hinausgehe. Wegen der weiteren Einzel-
heiten wird auf den Beschluss Bezug genommen (BI. 31 bis 37 d. A.).

Der Antragsteller hat am 31. Mai 2017 Beschwerde gegen diesen Beschluss eingelegt.
Er macht weiterhin geltend, daR er der Kostenglaubigerin keinen Auftrag zur Beurkun-
dung eines - gemeint wohl: umfassenden - Testamentes erteilt habe. Zudem habe sie
ihn nicht beraten und ihm die Aufgaben eines Testamentsvollstreckers nicht erlautert.

Das Landgericht hat es am 7. Juni 2017 abgelehnt, der Beschwerde abzuhelfen und die
Sache dem Oberlandesgericht zur Entscheidung vorgelegt.
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Die Beschwerde des Kostenschuldners gegen den BeschlulS des Landgerichts Stendal
vom 18. Mai 2017 ist zuldssig (8§ 129 Abs. 1, 130 Abs. 3 Satz 1 GNotKG, 10 Abs. 1, 59
Abs. 1, 63 Abs. 1 und 3, 64 Abs. 1 und 2 FamFG), aber unbegrindet.

Durch die Tatigkeit der Kostenglaubigerin gegenuber dem Kostenschuldner (§ 29 Nr. 1
GNotKG) ist die von ihr mit der Berechnung vom 3. August 2016 eingeforderte Bera-
tungsgebuhr (Nr. 21.303 KV GNotKG) in H6he von 99 Euro angefallen.

Der Kostenschuldner beauftragte die Kostenglaubigerin mit der Beurkundung der Anord-
nung einer Testamentsvollstreckung und damit eines jedenfalls diese Anordnung ent-
haltenden Testamentes (§ 2197 Abs. 1 BGB). Fir das von dem Kostenschuldner in Auf-
trag gegebene Beurkundungsverfahren fallt eine Gebuhr nach Nr. 21.200 KV GNotKG an,
die hier jedoch nach Nr. 21.303 KV GNotKG zu bestimmen ist, weil das Verfahren nach
der Ubersendung des Testamentsentwurfes der Kostenglaubigerin und vor der Beurkun-
dung beendet wurde. Dass der Testamentsentwurf Uber die vom Kostenschuldner ge-
winschte Anordnung der Testamentsvollstreckung hinausgehende Regelungen vorsieht,
fuhrt nicht dazu, dass die Gebuhr sich gemaR Nr. 21.300 KV GNotKG auf 20 € ermaligt.
Der Entwurf war zur Verwirklichung des Anliegens des Kostenschuldners keineswegs
ungeeignet. Er enthalt einen umfangreichen Vorschlag zur Anordnung der Testaments-
vollstreckung. Die weiteren Verfligungen Uber die Erbeinsetzung und die Ersatzerbfolge
konnten - soweit der Kostenschuldner dies winschte - ohne weiteres gestrichen werden.

Die Bestimmung des GebUhrensatzes durch die Kostenglaubigerin entspricht der Rege-
lung des § 92 Abs. 2 GNotKG, weil sie dem Kostenschuldner einen vollstandigen Urkunds-
entwurf Gbermittelt hat.

Den Geschaftswert hat die Kostenglaubigerin zu Recht gemaR § 36 Abs. 1 GNotKG be-
stimmt. § 102 Abs. 1 GNotKG greift nicht ein, wenn - wie hier - nicht die Beurkundung
einer Verflgung Uber den gesamten Nachlass, sondern lediglich der Anordnung einer
Testamentsvollstreckung gewlinscht wird (NK-GK/Krause, 2. Aufl. § 102 Rn. 51). Es ent-
spricht billigem Ermessen, den Geschaftswert flr die isolierte Anordnung einer Testa-
mentsvollstreckung in Anlehnung an die Regelung des § 51 Abs. 2 GNotKG in Héhe von
3/10 des Nachlasswertes zu bestimmen, den die Kostenglaubigerin unbeanstandet mit
60.000 € veranschlagt hat.

Der Umfang der miindlichen Erdrterungen, die der Ubermittiung des Urkundsentwurfes
vorangingen, ist weder fur die Bestimmung des Gebuhrensatzes, noch des Geschafts-
wertes maRgeblich.

Neben der GebUhr nach Nr. 21.303 KV GNotKG hat der Kostenschuldner die Auslagen
nach den Nr. 32.001 und 32.004 KV GNotKG sowie die auf den Gesamtbetrag entfal-
lende Umsatzsteuer (§8 1 Abs. 1 Nr. 1, 2 Abs. 1, 10 Abs. 1, 12 Abs. 1 UStG) zu bezahlen
(Nr. 32.014 KV GNotKG).

Die Kosten wurden mit der Beendigung des Geschaftes im November 2015 fallig (§ 10
GNotKG). Die zu ihrer Einforderung aufgestellte Berechnung der Kostenschuldnerin vom
3. August 2016 genlgt den Anforderungen des § 19 Abs. 1 bis 3 GNotKG.

Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 130 Abs. 3 Satz 1 GNotKG, 84 FamFG.

- Seite 3von 4 -



- Seite 4 von 4 -



	Orientierungssatz
	Verfahrensgang
	Tenor
	Gründe

